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Subjektives Wohlbefinden in
Ostdeutschland nähert sich
westdeutschem Niveau
- Ergebnisse des Wohlfahrtssurveys 1998 -

In den Jahren seit der Wiedervereinigung haben sich die objektiven Lebensbedingungen
der Bürger in den neuen Bundesländern grundlegend verändert und für die Mehrheit der
Ostdeutschen trotz aller Schwierigkeiten, Friktionen und der noch verbleibenden Proble-
me - insbesondere der nach wie vor unzulänglichen Arbeitsmarktverhältnisse - verbessert.
Der Abstand zu Westdeutschland und das zu Beginn des Transformationsprozesses drasti-
sche Wohlstandsgefälle haben sich seither deutlich verringert, ohne daß allerdings in je-
dem Falle das Niveau der alten Bundesländer schon erreicht worden ist. Trotz aller
Modernisierungserfolge und Verbesserungen der Lebensverhältnisse war das gesellschaft-
liche Klima in Deutschland in den zurückliegenden Jahren vielfach von Spannungen,
Unzufriedenheit, Besorgnissen und gegenseitigen Ressentiments der Deutschen in Ost und
West geprägt. Der vorliegende Beitrag konzentriert sich auf die subjektiven Aspekte der
Lebensqualität und untersucht anhand ausgewählter Indikatoren, wie die Bürger die Ent-
wicklung der vergangenen Jahre bewerten, welche Prioritäten sie setzen, wie zufrieden
oder unzufrieden sie mit ihren Lebensverhältnissen sind, welche Erwartungen und An-
sprüche sie haben und wie sie der Zukunft entgegensehen.

Positive Bilanz der Entwicklung der
Lebensbedingungen

Die Bilanz der Bürger in den neuen Bundes-
ländern ist nach den Daten der Wohlfahrtssur-
veys alles in allem positiv. Auf die Frage „Ha-
ben sich Ihre Lebensbedingungen seit 1990
eher verbessert, eher verschlechtert oder ist da
kein großer Unterschied?“ erklärten 1993 48

Prozent der ostdeutschen Befragten, daß sich
ihre Lebensbedingungen seit 1990 insgesamt
verbessert haben. Dieser Anteil beläuft sich
im Jahre 1998 auf 59 Prozent und hat damit
deutlich zugenommen (Tabelle 1). Der Bevöl-
kerungsanteil, der eine Verschlechterung
wahrnimmt, ist von 23 auf 16 Prozent zurück-
gegangen, und ein Viertel sieht keinen Unter-
schied.  Die Mehrzahl der Westdeutschen be-

Tabelle 1: Beurteilung der Entwicklung der Lebensbedingungen seit 1990

1993 1998
Lebensbedingungen haben sich seit 1990                                         in %
Westdeutschland

verbessert 10 20
verschlechtert 31 21
kein Unterschied 59 59

Ostdeutschland
verbessert 48 59
verschlechtert 23 16
kein Unterschied 29 25

Datenbasis: Wohlfahrtssurvey 1993, 1998
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trachten ihre Lebensbedingungen 1998 genau-
so wie 1993 als unverändert. Der doch erstaun-
lich hohe Anteil von 31Prozent, die 1993 eine
Verschlechterung wahrgenommen hatten, ist
1998 auf 21 Prozent gesunken, und der Anteil
derjenigen, die eine Verbesserung sehen, ist
von 10 auf 20 Prozent gestiegen. Die westdeut-
schen Bürger schätzen die Entwicklung ihrer
Lebensbedingungen damit 1998 wieder
freundlicher ein als das 1993 der Fall war.

Wichtigkeit von Lebensbereichen nach wie
vor unterschiedlich

In der Frage, was den Menschen für ihr Wohl-
befinden mehr oder weniger wichtig ist, set-
zen Ost- und Westdeutsche weiterhin teilwei-
se unterschiedliche Prioritäten (vgl. Graphik
1). Dabei spielen die für einen großen Teil der
Bevölkerung nach wie vor andersartigen Pro-
blemlagen und das fortbestehende Wohlstands-
gefälle, aber auch - z.B. durch differentielle
Erfahrungen bedingte - grundsätzlichere Un-
terschiede in den generellen Wertorientierun-
gen eine Rolle. Die größere Bedeutung, die der
Arbeit und beruflichem Erfolg, dem Einkom-
men und dem Schutz vor Kriminalität von der
ostdeutschen Bevölkerung zugeschrieben wird
und die geringere Priorität, die der Umwelt-
schutz und die Freizeit im Vergleich zur west-
deutschen Bevölkerung genießen, sind Anzei-
chen dafür, daß in den neuen Bundesländern
materialistische und Sicherheitsbedürfnisse ge-
genüber den postmaterialistischen Bedürfnis-
sen weiterhin klar im Vordergrund stehen. Ge-

meinsam ist den Deutschen in Ost und West,
daß sie den persönlichen Aspekten des Lebens
- Gesundheit, Familie, Liebe und Zuneigung -
die größte Bedeutung für ihr Wohlbefinden
beimessen. Daß der Glaube - auch in West-
deutschland lediglich von 18 Prozent als sehr
wichtig erachtet - in Ostdeutschland von ei-
nem noch wesentlich kleineren Bevölkerungs-
anteil als ein wichtiger Faktor für das Wohl-
befinden angesehen wird, kann angesichts der
vergleichsweise geringen Bedeutung von Kir-
che und Religion in den neuen Bundesländern
wenig überraschen.

Unterschiede in der Zufriedenheit zwischen
Ost- und Westdeutschen nehmen ab

Informationen darüber, wie zufrieden die Bür-
ger in Ost und West gegenwärtig mit verschie-
denen Aspekten ihrer Lebensbedingungen und
ihrem Leben insgesamt sind, lassen sich zu
einem Bild des subjektiven Wohlbefindens
und der subjektiv wahrgenommenen Lebens-
qualität in Deutschland zusammenfügen. Die
Zufriedenheitsdifferenzen zwischen Ost- und
Westdeutschen sind bei einzelnen Aspekten
der Lebensverhältnisse auch 1998 noch aus-
geprägt, haben insgesamt aber deutlich abge-
nommen. Damit hat sich die Tendenz fortge-
setzt, die auch in der ersten Hälfte der neunzi-
ger Jahre bereits zu beobachten war. Auf der
von 0 (ganz und gar unzufrieden) bis 10 (ganz
und gar zufrieden) reichenden Skala stufen
sich die Ostdeutschen bei den insgesamt 17
Zufriedenheitswerten, die 1993 und 1998 er-

Die vorliegende Ausgabe 22 des Informations-
dienstes Soziale Indikatoren berichtet in drei
Beiträgen über Ergebnisse des Wohlfahrtssur-
veys 1998. Der bisher siebte Wohlfahrtssurvey
wurde im Herbst 1998 im Rahmen eines von
der Deutschen Forschungsgemeinschaft geför-
derten Gemeinschaftsprojekts der Abteilung So-
zialstruktur und Sozialberichterstattung des Wis-
senschaftszentrums Berlin für Sozialforschung
und der ZUMA-Abteilung Soziale Indikatoren
durchgeführt. Das Projekt „Wohlfahrtssurvey
1998: Wohlfahrtsentwicklung, Integration und
Exklusion im deutsch-deutschen und europäi-
schen Vergleich“ wurde von Wolfgang Zapf,
Heinz-Herbert Noll und Roland Habich bean-
tragt. Der Wohlfahrtssurvey ist eine speziell für
die Wohlfahrtsmessung und Analyse der Lebens-
qualität - in ihren objektiven und subjektiven
Komponenten - konzipierte Repräsentativbefra-
gung und gehört zu den wichtigsten Instrumen-
ten der gesellschaftlichen Dauerbeobachtung in
Deutschland.

Der Wohlfahrtssurvey 1998 hat einen Stichpro-
benumfang von 3042 Befragten, davon 2007 in
Westdeutschland und 1035 in Ostdeutschland.
Um Ost-West-Vergleiche zu erleichtern, wurde
die Stichprobe erneut disproportional angelegt.
Die Befragung wurde wieder von Infratest So-
zialforschung und Infratest Burke Berlin - erst-
mals in der Form von CAPI - Interviews - durch-
geführt. Wohlfahrtssurveys waren zuvor bereits
in den Jahren 1978, 1980, 1984, 1988 und 1993
durchgeführt worden. Im Rahmen einer Baseli-
ne-Studie wurde 1990 - unmittelbar nach der
staatlichen Vereinigung - zudem ein auf die neu-
en Bundesländer beschränkter Wohlfahrtssurvey
erhoben. Die Wohlfahrtssurveys bieten damit
eine Datenbasis, die detaillierte Analysen der
Wohlfahrtsentwicklung, der Wohlfahrtsdispari-
täten sowie der Prozesse der Angleichung der
Lebensverhältnisse in West- und Ostdeutschland
über einen nun bereits beachtlichen Zeitraum von
20 Jahren für die alten Bundesländer und 8 Jah-
ren für die neuen Bundesländer erlauben. Die
Daten der Wohlfahrtssurveys 1978 bis 1993 ste-
hen über das Zentralarchiv für empirische Sozi-
alforschung in Köln (http://www.za.uni-
koeln.de/) - auch als kumulierter Datensatz - für
Sekundäranalysen zur Verfügung.

Mit der Entwicklung eines speziell für interna-
tionale Wohlfahrtsvergleiche geeigneten Befra-
gungsinstruments - dem sogenannten EURO-
MODUL - wurde im Rahmen des aktuellen
Wohlfahrtssurveys-Projekts und in Zusammen-
arbeit mit Partnern aus insgesamt 18 europäi-
schen Ländern nun auch die Grundlage für eine
europäische Wohlfahrtsmessung und Lebens-
qualitätsforschung geschaffen.

Heinz-Herbert Noll
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Graphik 1: Was ist wichtig für das Wohlbefinden?
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hoben wurden, 1998 im Durchschnitt nur noch
um 0,4 Skalenpunkte niedriger ein als die
Westdeutschen. 1993 hatte diese Differenz
noch 0,8 Skalenpunkte betragen. Die durch-
schnittlichen Zufriedenheitsunterschiede ha-
ben sich damit in den vergangenen fünf Jah-
ren halbiert.

Betrachtet man die Zufriedenheitswerte im ein-
zelnen (Graphik 2), so zeigt sich in der Beurtei-
lung der verschiedenen Lebensbereiche zu-
nächst ein für West- und Ostdeutsche ähnliches
Muster mit einigen charakteristischen Unter-
schieden. In den alten und neuen Bundeslän-
dern gleichermaßen sind die Bürger am zufrie-
densten mit den „privaten“ und persönlich be-
stimmten Seiten des Lebens wie Ehe bzw. Part-
nerschaft und Familie. Am wenigsten zufrieden
sind sie mit den „öffentlichen“, der individuel-
len Beeinflussung weitgehend entzogenen Be-
reichen, wie der Demokratie, der Sozialen Si-
cherung, dem Umweltschutz, der öffentlichen
Sicherheit und der Kirche. Relativ zufriedener
- gemessen an der Rangfolge - als die westdeut-
schen sind die ostdeutschen Bundesbürger vor
allem mit ihrer Ausbildung, dem Umweltschutz
und der Kirche, weniger zufrieden insbesonde-
re mit der öffentlichen Sicherheit und den de-
mokratischen Einrichtungen. Absolut zufriede-
ner als die Westdeutschen sind die Ostdeutschen

lediglich mit ihrer Ausbildung und der Kirche.
Kaum oder nur noch geringe Unterschiede gibt
es zwischen Ost- und Westdeutschen bei der
Bewertung von Ehe und Familie, dem Umwelt-
schutz, dem Arbeitsplatz und den Möglichkei-
ten der politischen Betätigung. Am größten sind
die Differenzen bei der Zufriedenheit mit dem
Haushaltseinkommen, den demokratischen Ein-
richtungen, der öffentlichen Sicherheit und der
Sozialen Sicherung. Mit diesen Aspekten der
Lebensbedingungen sind die ostdeutschen Bür-
ger - wie auch schon zu den früheren Beobach-
tungszeitpunkten - jeweils deutlich weniger
zufrieden als die westdeutschen. In der Lebens-
zufriedenheit - als einem summarischen Indi-
kator für das subjektive Wohlbefinden und die
persönliche Lebensqualität - bestätigt sich da-
gegen die Tendenz zu einer Angleichung. Mit
einem Wert von 7,3 liegt sie 1998 nur noch um
0,4 Skalenpunkte unter dem westdeutschen
Niveau. 1993 hatte die Differenz noch einen ge-
samten Punkt auf der von 0 bis 10 reichenden
Skala betragen.

Subjektives Wohlbefinden der ostdeutschen
Bevölkerung deutlich gestiegen

Auch wenn die ostdeutsche Bevölkerung mit
einzelnen Aspekten der Lebensverhältnisse
weiterhin in erheblichem Maße Unzufrieden-

heit äußert und die Zufriedenheit vielfach noch
unter dem westdeutschen Niveau bleibt, hat
sich der bereits 1993 abzeichnende Aufwärts-
trend in den neuen Bundesländern eindeutig
fortgesetzt. Ein nennenswerter Rückgang der
Zufriedenheit, wie er vor allem im ersten Jahr
nach der förmlichen Vereinigung zu beobach-
ten war, ist nun schon seit 1993 praktisch nicht
mehr festzustellen. Im Vergleich zu 1993 hat
vielmehr die Zufriedenheit mit dem Leben ins-
gesamt wie auch die Zufriedenheit mit fast
allen Lebensbereichen und einzelnen Dimen-
sionen der Lebensbedingungen weiterhin zu-
genommen, in vielen Bereichen sogar in be-
achtlichem Umfang (Graphik 3). Am stärksten
gestiegen ist die Zufriedenheit mit der Kirche,
mit der öffentlichen Sicherheit, dem Umwelt-
schutz und den demokratischen Einrichtungen.
Ein geringfügiger Rückgang der Zufriedenheit
gegenüber 1993 ist lediglich für einen Bereich
- die Gesundheit - zu beobachten.

Die Entwicklung in Westdeutschland unter-
scheidet sich davon weitgehend. Hier beob-
achten wir in den meisten Bereichen der Le-
bensverhältnisse eine Stagnation oder gar ei-
nen Rückgang der Zufriedenheit gegenüber
1993. Dort wo die Zufriedenheit zugenommen
hat - das sind ausnahmslos öffentliche Berei-
che wie Umweltschutz, öffentliche Sicherheit,
Kirche und demokratische Einrichtungen - ist
die Zunahme in der Regel deutlich schwächer
als in Ostdeutschland. Damit setzt sich der
Trend einer tendenziell abnehmenden bzw.
sich im Vergleich zu Ostdeutschland weniger
günstig entwickelnden Zufriedenheit in West-
deutschland fort, der bereits 1993 zu beobach-
ten war. Die sukzessive Angleichung der Zu-
friedenheitsniveaus zwischen Ost- und West-
deutschland ist daher nicht nur auf die positi-
ven Entwicklungstendenzen des subjektiven
Wohlbefindens in Ostdeutschland, sondern
auch auf den nun bereits über einen längeren
Zeitraum anhaltenden Rückgang des subjek-
tiven Wohlbefindens in Westdeutschland zu-
rückzuführen.

Lebensbedingungen in Westdeutschland
von Ostdeutschen idealisiert

Aufschlußreich ist auch, wie die Befragten aus
Ost- und Westdeutschland die Lebensbedin-
gungen der Bevölkerung in den jeweils ande-
ren Landesteilen sowie im Vergleich dazu in
ausgewählten europäischen Ländern beurtei-
len. Offensichtlich idealisieren die Ostdeut-
schen nach wie vor das Niveau der Lebensbe-
dingungen in Westdeutschland - dem als Maß-
stab, an dem die eigenen Verhältnisse gemes-
sen werden, immer noch eine besondere Be-
deutung zukommt - mit einem Mittelwert von
8,2 auf der Skala von 0 bis 10, während die
Westdeutschen sich selbst bei 7,7 einstufen
(Graphik 4); allerdings sind die Diskrepanzen
nicht mehr so gravierend wie 1993. Gleich-
zeitig bewerten die Westdeutschen - anders als
1993 - die ostdeutschen Lebensbedingungen
mit einem Wert von 6,1 etwas besser als die
Ostdeutschen selbst, die sich bei 5,9 einstu-
fen. Für Ost- und Westdeutsche gilt damit glei-
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Graphik 2: Zufriedenheit in Lebensbereichen und allgemeine Lebenszufriedenheit

Datenbasis: Wohlfahrtssurvey 1998
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chermaßen, daß die Verhältnisse aus der Sicht
der „anderen“ besser erscheinen als sie mit
eigenen Augen gesehen werden.

In der vergleichenden Bewertung der Lebens-
verhältnisse von anderen europäischen Län-
dern überrascht, daß die Ostdeutschen ihre ei-
genen Lebensbedingungen (5,9) auf demsel-
ben Niveau sehen wie die der Italiener (5,9)
und sogar etwas besser als die der Spanier (5,7)
einschätzen. Der große Abstand zu Polen (3,6)
und auch zu Ungarn (5,5) ist dagegen weniger
erstaunlich. Bessere Lebensbedingungen als in
Deutschland sehen die Deutschen in Ost und
West unter den vorgegebenen Ländern nur in
der Schweiz.

Ost- und westdeutsche Bürger stimmen mit
einem Wert von 7,8 aber vollständig darüber
überein, welches Lebensniveau ihnen „gerech-
terweise zustünde“ (Graphik 4). Bei identi-
schen Anspruchsniveaus bleibt die Lücke zwi-
schen Anspruch und Realität in Ostdeutsch-
land mit 1,1 Skalenpunkten damit deutlich grö-
ßer als in Westdeutschland mit 0,5 Skalenpunk-
ten. Hier liegt zumindest einer der Gründe für
das trotz ansteigender Tendenz nach wie vor
niedrigere Niveau des subjektiven Wohlbefin-
dens in Ostdeutschland.

Kaum weitere Verbesserungen der Lebens-
bedingungen erwartet

Wie der Vergleich der jeweils aktuellen Ein-
schätzungen über das Niveau der Lebensbe-

dingungen  mit denen, die in fünf Jahren er-
wartet werden zeigt, rechnen Ostdeutsche und
Westdeutsche übereinstimmend für die nähe-
re Zukunft mit einer Stagnation bzw. nur noch
schwachen Verbesserungen der Lebensbedin-
gungen. In Westdeutschland werden die Be-
dingungen in fünf Jahren mit einem Skalen-
wert von 7,3 genauso bewertet wie die aktuel-
le Situation, in Ostdeutschland steigt der Wert
geringfügig von 6,7 auf 6,8 (Graphik 4). Rück-
blickend sehen Ost- und Westdeutsche leichte
Verbesserungen wenn die aktuelle Situation
mit der vor fünf Jahren verglichen wird. Im
Vergleich zu den Ergebnissen von 1993 stellt
sich damit das Erwartungsklima in West-
deutschland freundlicher, in Ostdeutschland
weniger optimistisch dar. 1993 hatten die
Westdeutschen die zukünftigen Lebensbedin-
gungen schlechter bewertet als die aktuellen,
die Ostdeutschen dagegen deutlichere Verbes-
serungen erwartet. Es ist zu vermuten, daß sich
in den Einschätzungen der ostdeutschen Be-
völkerung vor allem die Erwartung einer zu-
nehmenden „Normalisierung“ - d.h. im Ver-
gleich zu den radikalen Umbrüchen der 90er
Jahre Verlangsamung - des gesellschaftlichen
Wandels in den neuen Bundesländern nieder-
schlägt.

Zukunftserwartungen nur bedingt
optimistisch

Ihre nähere Zukunft beurteilen die Deutschen
in Ost und West - direkt danach befragt - über-
wiegend, wenn auch nicht uneingeschränkt,
optimistisch. Wie 1993 sehen die Bürger in
West- und Ostdeutschland ihrer allgemeinen
persönlichen Zukunft in den nächsten zwei bis
drei Jahren auch 1998 mehrheitlich mit Opti-
mismus entgegen. Lediglich jeder vierte Ost-
deutsche und nicht einmal jeder sechste West-
deutsche schätzt seine allgemeine persönliche
Zukunft pessimistisch ein. Diese optimistische
Grundhaltung dominiert in nahezu allen Be-
völkerungsgruppen, lediglich in der Gruppe

Tabelle 2: Zukunftsoptimismus bei verschiedenen Bevölkerungsgruppen

                  Insgesamt       Erwerbstätige        Arbeitslose           Rentner
Ost West Ost West Ost West Ost West

                                                “optimistisch” und “eher optimistisch” in %
Einkommensentwicklung 1993 61 63 68 66 38 50 60 61

1998 58 68 59 69 37 40 65 67
Arbeitsplatzsicherheit 1993 57 82 57 82 - - - -

1998 61 79 61 79 - - - -
Kostenentwicklung für 1993 23 33 24 33 24 22 19 36
den Lebensunterhalt 1998 41 53 44 52 23 36 44 59
Umweltsituation am 1993 65 59 64 59 64 57 68 62
Wohnort 1998 78 78 78 79 76 76 81 79
Möglichkeiten, politi- 1993 17 23 19 23 13 15 15 25
schen Einfluß zu nehmen 1998 37 43 38 42 46 34 37 47
Möglichkeiten, beruflich 1993 44 54 55 60 32 46 - -
weiter zu kommen 1998 47 58 48 58 30 27 - -
Allgemeine persönliche 1993 72 84 80 89 48 72 66 75
Zukunft 1998 74 84 75 89 53 57 79 78

Datenbasis: Wohlfahrtssurvey 1993, 1998
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der Arbeitslosen sind Optimisten und Pessi-
misten etwa gleich stark vertreten.

Bei der Betrachtung einzelner Aspekte der
zukünftigen Entwicklung ergibt sich ein dif-
ferenzierteres Bild (vgl. Tabelle 2). Im Hin-
blick auf die Lebensbereiche Einkommensent-
wicklung, Sicherheit des Arbeitsplatzes, Le-
benshaltungskosten, Politik und berufliche
Karriere äußert die westdeutsche Bevölkerung
mehr Optimismus als die ostdeutsche Bevöl-
kerung. Am größten sind die Diskrepanzen im
Hinblick auf die Sicherheit des Arbeitsplat-
zes. In Ostdeutschland blickt die Bevölkerung
jedoch bis auf eine Ausnahme - die Einkom-
mensentwicklung - optimistischer in die Zu-
kunft als das noch 1993 der Fall war. Den-
noch wird die weitere Entwicklung im Hin-
blick auf einzelne Lebensbereiche in Ost- und
in Westdeutschland teilweise mit beachtlicher
Skepsis gesehen.

Graphik 4: Die Bewertung der Lebensbedingungen im Vergleich Große Unterschiede in Konfliktwahr-
nehmung und Beurteilungen der
gesellschaftlichen Lebensqualität

Daß sich die Ost-West-Unterschiede auch acht
Jahre nach der Wiedervereinigung noch kei-
neswegs vollständig eingeebnet haben, doku-
mentiert sich auch darin, wie bestimmte Struk-
tur- und Qualitätsmerkmale der Gesellschaft,
die den Rahmen für die individuellen Lebens-
verhältnisse definieren, wahrgenommen und
bewertet werden. Sehr ausgeprägte Unterschie-
de zeigen sich zum Beispiel in der Perzeption
von Konflikten zwischen verschiedenen Grup-
pen in der Gesellschaft (vgl. Graphik 5). Bei
einem ähnlichen Muster in der Perzeption von
Konflikten nehmen die ostdeutschen Bürger
überwiegend mehr und stärkere Konflikte
wahr als die westdeutschen. Gegenüber 1993
sind die Unterschiede sogar noch größer ge-
worden, z.B. wenn es um die Konflikte zwi-
schen Links und Rechts oder zwischen Arm
und Reich geht. Häufiger als zwischen allen
anderen Gruppen sehen Ost- und Westdeutsche
gleichermaßen auch 1998 Konflikte zwischen
Asylbewerbern und Deutschen, gefolgt von
links und rechts stehenden Parteien. Der Kon-
flikt zwischen Ost- und Westdeutschen folgt
nach der Häufigkeit der Nennungen erst an
drittletzter Stelle und hat damit im Vergleich
zu 1993 in der Perzeption der Bürger weiter
an Bedeutung verloren.

Ausgeprägte Ost-West-Unterschiede sind auch
in den Beurteilungen darüber festzustellen, in
welchem Umfang die deutsche Gesellschaft
ihren Bürgern bestimmte Aspekte der Lebens-
qualität in Form von Freiheiten, Chancen,
Rechten und Sicherheiten bietet. Im Rahmen
des Wohlfahrtssurveys 1998 wurden die Be-
fragten erstmals danach befragt, inwieweit
derartige institutionelle Aspekte der gesell-
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Nach einer mehrjährigen Vorbereitungs- und
Arbeitsphase wurde Ende des Jahres 1998 ein
umfassender Band mit dem Titel „Gesund-
heitsbericht des Bundes” veröffentlicht. Schon
1987 startete ein Projekt, das eine Konzeption
für eine Gesundheitsberichterstattung erarbei-
tete. Gefördert von dem Bundesministerium
für Bildung, Wissenschaft, Forschung und
Technologie sowie dem Bundesministerium
für Gesundheit wurde ab 1994 unter der Fe-
derführung des Statistischen Bundesamtes und
der Mitarbeit einer Vielzahl von Experten die-
ser Gesundheitsbericht erstellt. In diesem Zu-
sammenhang wurde auch ein „Informations-
und Dokumentationszentrum Gesundheitsda-
ten” beim Statistischen Bundesamt geschaf-
fen, das aktuelle Informationen zum Gesund-

Gesundheitsbericht für
Deutschland
Eine Publikation des Statistischen Bundesamtes

Politische Freiheit
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Graphik 6: Welche Freiheiten, Chancen, Rechte und Sicherheiten sind in Deutschland
                    verwirklicht?

Datenbasis: Wohlfahrtssurvey 1998

schaftlichen Lebensqualität in Deutschland
ihrer Einschätzung nach verwirklicht oder
nicht verwirklicht sind (Graphik 6). Während
weitgehende Übereinstimmung darüber
herrscht, daß in Deutschland „Glaubensfrei-
heit“ (jeweils über 90 Prozent), „politische
Freiheit“ (West: 87 Prozent; Ost: 83 Prozent)
und „Meinungsfreiheit“ (West: 80 Prozent;
Ost: 69 Prozent) realisiert sei, gehen die Auf-
fassungen bei anderen Aspekten merklich aus-
einander: So sehen die ostdeutschen Bürger
beispielsweise eine „gerechte Verteilung des
Wohlstands“ (92 Prozent), das „Recht auf Ar-
beit“ (85 Prozent), „soziale Sicherheit“ (67
Prozent) oder die „Solidarität mit den Benach-
teiligten“ (63 Prozent) anders als die Westdeut-
schen in ihrer Mehrheit jeweils als nicht ver-
wirklicht an. Die teilweise drastischen Unter-
schiede in der Perzeption und Bewertung von
zentralen Merkmalen und Qualitäten der deut-
schen Gesellschaft sind offenbar nicht allein
Reflex der nach wie vor bestehenden Unter-
schiede in den faktischen Lebensumständen,
sondern auch Ergebnis unterschiedlicher bio-
graphischer Erfahrungen und Wertvorstellun-
gen. Die Vorbehalte und die Distanz, die sich
in diesen Perzeptionen und Bewertungen nie-
derschlagen, deuten aber nicht zuletzt auch
darauf hin, daß sich die ostdeutschen Bürger
in der gemeinsamen deutschen Gesellschaft
auch acht Jahre nach der Vereinigung noch
nicht in der gleichen Weise heimisch und mit
ihr vertraut fühlen wie die Westdeutschen.

Roland Habich,
Wissenschaftszentrum Berlin für
Sozialforschung
Tel.: 030/25491-300

Heinz-Herbert Noll, ZUMA
Tel.: 0621/1246-241

Wolfgang Zapf,
Wissenschaftszentrum Berlin für
Sozialforschung
Tel.: 030/25491-384

heitswesen bereitstellt und auch als Daten-
grundlage für die Berichterstattung dient. Der
Gesundheitsbericht soll auf verständliche
Weise ein „Gesamtbild des in Deutschland ge-
wachsenen komplexen Gesundheitswesens”
zeichnen. Die Gesundheitsberichterstattung
des Bundes soll einerseits Entscheidungshil-
fen für die Politik liefern und auf der anderen
Seite dem Informationsbedürfnis der Öffent-
lichkeit nachkommen.

Der Band integriert verschiedene Perspekti-
ven der Analyse. Im ersten von acht Kapiteln
werden die Ziele und die Vorgehensweise der
Gesundheitsberichterstattung dargestellt. Das
zweite Kapitel hat Rahmenbedingungen des
Gesundheitswesens zum Thema. Hierzu zäh-
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len neben politischen und institutionellen
Grundlagen auch die demographische Ent-
wicklung, die soziale Lage der Bevölkerung
und die wirtschaftliche Entwicklung. Das dritte
Kapitel widmet sich nun verschiedenen Aspek-
ten der gesundheitlichen Lage der Bevölke-
rung. Anhand empirischer Ergebnisse werden
die Sterblichkeit, die subjektive Einschätzung
des eigenen Gesundheitszustandes in der Be-
völkerung, aber auch Krankheitsfolgen wie
Arbeitsunfähigkeit und Behinderungen unter-
sucht. Das folgende Kapitel bietet Analysen
zu gesundheitsrelevantem Verhalten und Ge-
sundheitsgefährdungen. Neben Einstellungen
zum gesunden Leben werden hier u.a. die The-
men Ernährung, Alkoholkonsum und Drogen-
konsum behandelt. Weiterhin werden auch
gesundheitliche Risikomerkmale, die sich aus
der sozialen Lage wie Einkommen, Bildung
oder Wohnen ergeben und auch Merkmale der
Umwelt und der Arbeitswelt in die Betrach-
tung einbezogen. Kapitel fünf widmet sich der

Beschreibung verschiedener Krankheiten. Ne-
ben einer allgemeinen Beschreibung der ein-
zelnen Krankheitsbilder und der Diagnose-
möglichkeiten werden jeweils Risikofaktoren
und Verbreitung der Krankheiten dargestellt.
Die Angabe von vertiefender Literatur rundet
die Beschreibungen ab.

Kapitel sechs gibt einen Überblick über Res-
sourcen der Gesundheitsversorgung. Darin
werden u.a. die ambulanten und stationären
Gesundheitsversorgungseinrichtungen und
auch Gesundheitsschutz und -vorsorge anhand
empirischer Daten dargestellt. Auch die Be-
reiche Industrie, Forschung und Erwerbstätig-
keit im Gesundheitswesen werden bei dieser
Ressourcenbetrachtung berücksichtigt. Das
siebte Kapitel gibt einen Überblick zu Leistun-
gen und der Inanspruchnahme verschiedener
Leistungsbereiche des Gesundheitswesens
durch die Bevölkerung. Im letzten Kapitel geht
es um die Kosten und Finanzierung des Ge-

Zum Ende des letzten Jahres erschien der Sam-
melband „Monitoring Multicultural Societies
- A Siena Group Report“, der für acht euro-
päische Länder sowie Australien und Kanada
Lebensbedingungen und gesellschaftliche Be-
teiligung von Zuwanderern und ethnischen
Gruppen untersucht. Herausgegeben wird der
Band von Jacqueline Bühlmann, Paul Röthlis-
berger und Beat Schmid von Statistischen Amt
der Schweiz. Er basiert auf einer Tagung der
Siena Group mit dem Titel „On the way to a
multicultural society?“ im Jahr 1997 in
Neuchâtel in der Schweiz. Die Siena Group
hat eher informellen Charakter und besteht aus
Vertretern statistischer Ämter und akademi-
scher Forschungseinrichtungen. Die Forscher-
gruppe diskutiert und koordiniert internatio-
nale Aktivitäten im Bereich der Sozialstatistik
und Sozialberichterstattung.

Vor dem Hintergrund der Globalisierung der
Wirtschaft und Medien in den westlichen In-
dustrieländern und zunehmender Anteile von
Migranten, werden Beiträge zu ausgewählten
Aspekten der Lebenslage von Zuwanderern
und ethnischen Gruppen auf der Basis stati-
stischer Daten für Australien, Kanada, Finn-
land, Frankreich, Deutschland, Großbritanni-
en, Italien, Niederlande, Norwegen und die
Schweiz geliefert. Ausgehend von demogra-
phischen Kennzahlen werden auf Grundlage

Monitoring Multicultural Societies -
A Siena Group Report
Eine Buchbesprechung

einer einheitlichen inhaltlichen Gliederung die
Bereiche Erwerbstätigkeit, Einkommen, Bil-
dung, Partizipation, soziale Netzwerke, Kri-
minalität und weitere Aspekte von Lebensbe-
dingungen von Migranten in den Beiträgen
behandelt. Daneben werden ausländerspezi-
fische Einstellungen sowie das Zusammenle-
ben von Einheimischen und Migranten in die
Betrachtung einbezogen.

Die einzelnen Beiträge sind von Autoren aus
den jeweiligen Ländern verfaßt und folgen
jeweils einer ähnlichen Gliederungsstruktur.
Die Autoren geben anhand statistischer Infor-
mationen der einzelnen Länder einen Über-
blick über die jeweiligen zentralen Problem-
lagen in den aufgeführten Bereichen. Dabei
gilt es auch länderspezifische Besonderheiten
zu berücksichtigen. Ein abschließendes Kapi-
tel des Sammelbandes thematisiert auf der
Basis der nationalen Studien Gemeinsamkei-
ten und Differenzen der einzelnen Ländern
hinsichtlich deren Umgang mit Migration, In-
tegration und der Bewältigung kultureller
Unterschiede. Der Band stellt somit eine wich-
tige Bereicherung der Sozialberichterstattung
zur internationalen Migration und der Lebens-
bedingungen von Migranten dar.

Jacqueline Bühlmann, Paul Röthlisberger und
Beat Schmid (Editors): Monitoring Multicul-

sundheitswesens. Ausgaben werden hier nach
Leistungsarten, Bevölkerungsgruppen und
Sektoren aufgeschlüsselt. Dargestellt werden
auch Preisstruktur und -entwicklung im Ge-
sundheitswesen sowie die Einkommen in Ge-
sundheitsberufen. Ergänzt wird diese Betrach-
tung durch die Informationen zur Finanzierung
des deutschen Gesundheitswesens.

Abgerundet wird dieser Band durch ein Glos-
sar, Stichwortverzeichnis und Hinweise auf
weiterführende Literatur, was auch eine wei-
tergehende Einarbeitung in spezielle Bereiche
des Gesundheitswesens erleichtert.

Statistisches Bundesamt (Hrsg.): Gesundheits-
bericht für Deutschland. Stuttgart: Metzler-
Poeschel, 1998, ISBN 3-8246-0569-4, 529 S.,
Preis: 89.-DM
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Im Mittelpunkt der Debatte um das Leitbild
der Zivilgesellschaft stehen zwei empirisch zu
beantwortende Fragen: Einerseits, inwieweit
traditionale Integrationsinstanzen durch neue
soziale Beziehungsnetzwerke abgelöst werden,
andererseits, welche Folgen dies für die sozia-
le, politische und wirtschaftliche Integration
der Gesellschaft hat. Die ökonomisch ausge-
richtete Dritte-Sektor-Forschung stellt auf die
wirtschaftliche Bedeutung des Dritten Sektors1

als der sozialen Infrastruktur der Zivilgesell-
schaft ab. Im Blickpunkt des wohlfahrtzentrier-
ten Ansatzes steht hingegen die Stellung des
Dritten Sektors als Produzent sozialer Sicher-
heit und Wohlfahrt in Relation zu den anderen
Sektoren der Wohlfahrtsproduktion wie Staat,
Markt und privatem Haushalt bzw. informel-
lem Bereich. Angesichts finanzieller Engpäs-
se der öffentlichen Haushalte werden in neuen
Kombinationsformen von Institutionen und
Sektoren - sogenannte wohlfahrtspluralistische
Arrangements oder welfare mixes, wie bei-
spielsweise der ‚Mix‘ von staatlicher Absiche-
rung, betrieblicher Alterssicherung und priva-
ter Vorsorge im Bereich der Alterssicherung -
Instrumente zur Überwindung von Innovati-
onsblockaden gesehen (vgl. Evers/Olk 1998:
10). Den Institutionen der Zivilgesellschaft
wird dabei eine wachsende Bedeutung für die
Bereitstellung wohlfahrtsrelevanter Güter und
Leistungen zugesprochen.

Im Kontext des Sozial-Kapital-Ansatzes - ins-
besondere in der von Robert Putnam (1995)
formulierten demokratietheoretischen Version
- wird die soziale und die politische Dimensi-
on zivilgesellschaftlicher Institutionen disku-
tiert. „Netzwerke zivilen Engagements“ wie
Nachbarschaftshilfen oder Gesangs- und
Sportvereine stellen eine wesentliche Form
sozialen Kapitals dar. Sie repräsentieren hori-

Verminderung gesellschaftlichen
Zusammenhalts oder stabile
Integration?
Empirische Analysen zur sozialen und politischen Beteiligung in
Deutschland

Der Mitgliedschaft in Organisationen und Vereinen kommt eine wesentliche integrative
Funktion innerhalb der Gesellschaft zu. Partizipation und Engagement in Organisationen
und Vereinen fördert kooperatives Verhalten, Gemeinschaftssinn, Solidarität und zwischen-
menschliches Vertrauen - Indikatoren, die unter anderem auch für das Funktionieren de-
mokratischer Institutionen wichtig sind. Die gesellschaftliche Beteiligung als Indikator
für die soziale und politische Integration der Bürger gewinnt gerade vor dem Hintergrund
des ostdeutschen Transformationsprozesses an Bedeutung. Zum anderen wird darauf ver-
wiesen, daß soziale Beziehungsnetzwerke sich im Zuge gesellschaftlicher Modernisierung
auflösen. Sich ändernde Motivationen und Werteverschiebungen in der Bevölkerung ver-
schieben das Beteiligungspotential insbesondere zu Lasten traditionaler Vereinigungen.
Neue Engagementformen wie Umweltgruppen oder Bürgerinitiativen sind Ausdruck ver-
änderter Ansprüche und Wertorientierungen.

zontale Interaktionsbeziehungen, in denen
Normen der Gegenseitigkeit gefördert werden,
der Informations- und Kommunikationsaus-
tausch erleichtert wird und das Vertrauen und
die Bereitschaft wächst, sich im öffentlichen
und politischen Raum zu engagieren. Des-
weiteren wächst das Sozialkapital bzw. Ver-
trauensniveau einer Gesellschaft mit der Mit-
gliedschaftsdichte und dem Engagement in
„sekundären Assoziationen“ wie kirchlichen
Gruppen, Gewerkschaften oder Parteien. Das
Vertrauensniveau einer Gesellschaft ist wie-
derum bestimmend für das Funktionieren de-
mokratischer Institutionen. Folgt man dieser
Argumentation, dann impliziert ein Rückgang
der Mitgliedschaft und des Engagements in
sekundären Assoziationen ein Auflösen der

Netzwerke, die das Sozialkapital (re-)produ-
zieren, mit mittelbaren Folgen für die demo-
kratischen Institutionen.

Mit der These von der Auflösung sozialer Be-
ziehungsnetze stimmt Putnam in den Chor in-
dividualisierungstheoretischer Überlegungen
ein. Traditionelle Integrationsinstanzen büßen
demnach im Zuge gesellschaftlicher Moder-
nisierung an Bedeutung ein: Familie, Freund-
schaften, Nachbarschaft oder Religion verlie-
ren an Einfluß, soziale Beziehungsnetze, in
denen sich Solidarität und Gemeinschaftssinn
(re-)produzieren, werden tendenziell aufge-
löst. Inwieweit nun das soziale Kapital einer
Gesellschaft auf den verschiedenen Ebenen
der interpersonalen Beziehungen, des interme-
diären und des gesellschaftlichen Großberei-
ches im Niedergang begriffen ist, stellt gleich-
wohl eine empirische Frage dar (vgl. Immer-
fall 1999). Im folgenden werden hier Organi-
sationen und Vereine des mittleren, interme-
diären Bereiches in West- und Ostdeutschland
untersucht. Dabei steht die Entwicklung und
Verteilung sowie die Bewertung sozialer und
politischer Beteiligung als Integrationsmecha-
nismus im Vordergrund. Die Datengrundlage
bildet der Wohlfahrtssurvey 1998.

Mitgliedschaft in Organisationen und
Vereinen: Verlust und Stagnation

Zur Analyse der Mitgliedschaft in Vereinen
und Organisationen werden zwei Kenngrößen
verwendet: Die Mitgliedschaftsquote als der
Anteil der Personen in den jeweiligen Orga-
nisations- und Vereinsformen sowie die Mit-
gliedschaftshäufigkeit als der Anteil der Per-
sonen, die in keiner, einer oder mehreren Or-
ganisations- oder Vereinsformen Mitglied
sind. Letzere Größe gibt Aufschluß über die
Entwicklung der Mehrfachmitgliedschaft.
Über das Aktivitätspotential, d.h. inwiefern es
sich hier eher um aktive oder passive Mitglie-
der handelt, kann allerdings keine Aussage ge-
macht werden.

Tabelle 1: Mitgliedschaft in Organisationen und Vereinen, 1984-1998

                                                                 Westdeutschland                 Ostdeutschland
1984 1988 1993 1998 1993 1998

                                                                                                             in %
Mitgliedschaft in...

Gewerkschaft 16 16 17 12 25 13
Partei 5 5 5 4 3 3
Bürgerinitiative 2 2 2 1 0 1
Verein, darunter:
    Kirchlicher Verein 7 10 7 9 5 3
    Musik-/ Gesangverein 7 8 6 7 1 2
    Sportverein 28 29 28 28 10 12
Anderer Verein, Organisation 19 24 19 22 14 14

Anzahl der Mitgliedschaften
Keine Mitgliedschaft 44 42 44 42 53 62
1 Mitgliedschaft 34 33 36 39 38 29
2 Mitgliedschaften 16 17 14 14 8 7
3 Mitgliedschaften und mehr 6 8 6 6 1 1

Datenbasis: Wohlfahrtssurvey 1984, 1988, 1993, 1998
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Betrachtet man die Entwicklung der Mitglied-
schaftsquote seit 1984 in Westdeutschland,
dann ist bei allen Organisations- und Vereins-
formen ein sinkender oder stagnierender An-
teil festzustellen (vgl. Tabelle 1). Am stärksten
zeigt sich ein Rückgang bei der Gewerk-
schaftsmitgliedschaft, worin sich zum einen
wirtschaftsstrukturelle und zum anderen be-
rufsstrukturelle Veränderungen widerspiegeln.
Eine zunehmende Tertiarisierung der Wirt-
schaft und Veränderungen in der Beschäftig-
tenstruktur, wie eine zunehmende Frauener-
werbstätigkeit und ein steigender Anteil von
Angestellten, bedingen ein Wachstum eines
gewerkschaftlich niedrig organisierten Wirt-
schaftsbereichs sowie einer gewerkschaftlich
gering organisierten Personengruppe. Dies
sind langfristige Entwicklungen, die sich in
einer niedrigeren Mitgliedschaftsquote nieder-
schlagen. Die Parteimitgliedschaft und Ver-
einsmitgliedschaften bleiben in der zeitlichen
Perspektive nahezu konstant. Der vielzitierte
Mitgliederschwund insbesondere der Großpar-
teien zeigt sich zumindest nicht in der Mit-
gliedschaftsquote. Am mitgliederstärksten un-
ter den Vereinen zeigen sich in Westdeutsch-
land die Sportvereine mit einem Mitglieder-

anteil von 28 Prozent. Die in den 60er Jahren
im Kontext der neuen sozialen Bewegungen
erstmalig enstandenen Bürgerinitiativen wei-
sen dagegen erhebliche Mitgliederverluste auf.
Ein ähnliches Bild ergibt sich für Ostdeutsch-
land. So nimmt hier der Anteil der Mitglieder
in Gewerkschaften von 25 Prozent im Jahr
1993 auf 13 Prozent im Jahr 1998 ab, die Mit-
gliedschaft in Vereinen bleibt auch hier weit-
gehend konstant. Eine strukturelle Anglei-
chung der Mitgliedschaften zwischen West-
und Ostdeutschland von 1993 auf 1998 zeigt
sich insbesondere bei Gewerkschaften, Partei-
en und Bürgerinitiativen, während die Vereins-
mitgliedschaften noch immer stark differieren
und ein deutlich niedrigeres Niveau in Ost-
deutschland aufweisen.

Anteil der Nichtmitglieder in Ostdeutsch-
land deutlich höher

Der Anteil derjenigen, die in keiner Organisa-
tion oder keinem Verein Mitglied sind, liegt in
Ostdeutschland deutlich über dem in West-
deutschland (vgl. Tabelle 1). So sind 1998 62
Prozent der Ostdeutschen und 42 Prozent der
Westdeutschen in keiner Organisation und kei-

nem Verein organisiert. Die Nichtmitglied-
schaftsquote bleibt damit in Westdeutschland
in der zeitlichen Perspektive stabil. Variatio-
nen sind hier im Bereich der Ein- und Mehr-
fachmitgliedschaften festzustellen. So nimmt
die Mitgliedschaft in genau einem Verein oder
einer Organisation in Westdeutschland von 34
Prozent auf 39 Prozent zu, während Mehrfach-
mitgliedschaften abnehmen bzw. stagnieren.
Für die neuen Bundesländer ergibt sich hinge-
gen eine Abnahme von 38 Prozent für 1993
auf 29 Prozent im Jahr 1998. Die Mehrfach-
mitgliedschaften bleiben auf einem deutlich
niedrigeren Niveau im Vergleich zu den alten
Bundesländern konstant.

Organisationen und Vereine - Männer-
domänen der gebildeten Mittelschicht

Wer ist aber nun Mitglied in einem Verein oder
Organisation? In Tabelle 2 ist die soziodemo-
graphische Struktur der Mitglieder in Gewerk-
schaften, Parteien und Bürgerinitiativen im
Jahr 1998 aufgezeigt. Allgemein sind bei die-
sen Organisationen, innerhalb derer direkt oder
indirekt Einfluß auf den politischen Willens-
bildungsprozeß genommen werden kann, mehr
Männer und Personen mit höherem Bildungs-
abschluß vertreten.

Die Geschlechtszugehörigkeit und der Bil-
dungsstand haben immer noch einen wesent-
lichen Einfluß auf die Beteiligung in diesen
Organisationen. Auch die Mitgliedschaft in
Vereinen folgt diesem Muster. Nur in den
kirchlichen Vereinen engagieren sich mehr
Frauen als Männer. Hier zeigen sich auch im
Vergleich zu der Mitgliedschaft in Organisa-
tionen deutlichere Unterschiede in der Alters-
struktur. In kirchlichen sowie in Musik- und
Gesangvereinen partizipieren überproportional
Personen der älteren Altersgruppe. Die These
von der Überalterung der Vereine trifft vor al-
lem hier zu. Bei Sportvereinen als der wich-
tigsten Beteiligungsform zeigt sich in der Al-
tersgruppe der über 55 Jährigen in West-
deutschland eine hohe Beteiligungsquote. In
der zeitlichen Entwicklung von 1984 bis 1998
(tabellarisch nicht dargestellt) stieg der Anteil
in dieser Altersgruppe von 11 Prozent im Jahr
1984 auf 20 Prozent im Jahr 1998. Gleichzei-
tig verlieren die Sportvereine konstant an jün-
geren Mitgliedern: So waren 1984 noch 40
Prozent der 18 bis 34 Jährigen in Sportverei-
nen organisiert, 1998 waren es fünf Prozent-
punkte weniger. Die sportliche Betätigung im
Verein scheint zumindest für Jüngere immer
weniger attraktiv zu sein. Angesichts wachsen-
der Konkurrenz seitens anderer Angebote - wie
kommerzieller Fitness-Zentren - verliert die
vereinsmäßige Organisation zunehmend an
Boden. Auch veränderte Freizeitansprüche
stellen die Vereine vor die Aufgabe, die At-
traktivität und Breite ihres Vereinsangebots zu
überdenken um neue Mitglieder - insbesonde-
re Jüngere - für sich zu gewinnen.

Die soziodemographische Zusammensetzung
der Mitglieder in den neuen Bundesländern
folgt im wesentlichen der in den alten Bun-

Tabelle 2: Mitgliedschaft in Organisationen nach soziodemographischen Merkmalen,
1998

                                                       Gewerkschaft             Partei         Bürgerinitiative
West Ost West Ost West Ost

                                                                                                            in %
Insgesamt 12 13 4 3 1 1

Geschlecht
Männer 19 16 6 4 1 1
Frauen 6 10 3 3 1 1

Altersgruppen
18 bis 34 J. 11 9 3 3 1 2
35 bis 54 J. 16 17 3 2 2 2
55 J. und älter 9 12 5 5 1 1

Bildungsabschluß
Ohne Abschluß/ Hauptschulabschluß 12 10 2 3 0 1
Mittlere Reife 14 14 4 2 1 1
Fachhochschulreife/ Abitur 10 15 8 7 3 3

Datenbasis: Wohlfahrtssurvey 1998

Tabelle 3: Mitgliedschaft in Vereinen nach soziodemographischen Merkmalen, 1998

                                                            Kirchlicher Verein    Musik-/Gesangverein     Sportverein
West Ost West Ost West Ost

                                                                                                          in %
Insgesamt 9 3 7 2 28 12

Geschlecht
Männer 7 2 8 2 35 15
Frauen 10 3 5 2 22 9

Altersgruppen
18 bis 34 J. 6 3 6 3 35 19
35 bis 54 J. 8 2 6 2 31 14
55 J. und älter 12 3 8 1 20 5

Bildungsabschluß
Ohne Abschluß/ Hauptschulabschluß 8 2 7 2 23 5
Mittlere Reife 7 4 7 1 33 16
Fachhochschulreife/ Abitur 12 1 6 2 34 16

Datenbasis: Wohlfahrtssurvey 1998
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desländern, wenngleich sich in Westdeutsch-
land die geschlechtsspezifischen Differenzen
sowie die Differenz der Alters- und Bildungs-
gruppen weitaus deutlicher zeigen. Am prä-
gnantesten erweisen sich diese Ost-West-Un-
terschiede bei der Mitgliedschaft in Sportver-
einen.

Mitglieder in Organisationen und Vereinen
politisch interessierter

Das politische Interesse ist nicht nur ein wich-
tiger Indikator für die politische Involviertheit
der Bevölkerung in das politische System, son-
dern auch für den Grad der politischen Hand-
lungsbereitschaft der Bevölkerung. Nur Per-
sonen, die ein Mindestmaß an politischem In-
teresse zeigen, werden motiviert sein, sich
politische Informationen zu beschaffen und
politisch aktiv mitzuwirken. Der Zusammen-
hang zwischen dem politischen Interesse und
der Mitgliedschaft in Organisationen und Ver-
einen verdeutlicht sich in Tabelle 4.

Insgesamt haben 32 Prozent der Westdeut-
schen und 26 Prozent der Ostdeutschen ein
sehr starkes bzw. starkes politisches Interes-
se. Über alle Mitgliedschaften hinweg zeigt
sich zumindest für Westdeutschland ein höhe-
rer Anteil an politischer Interessiertheit. Auch
die Mitglieder in Vereinen sind überdurch-
schnittlich politisch interessiert, wenngleich
letztere keinen unmittelbaren politischen Be-
zug haben. Dies verdeutlicht den Zusammen-
hang zwischen politischer Involviertheit und
gesellschaftlicher Beteiligung im weiteren Sin-
ne. In Ostdeutschland ist das politische Inter-
esse der Vereinsmitglieder allerdings weitaus
weniger ausgeprägt als in Westdeutschland.

Mitgliedschaft, soziales Vertrauen
und Zufriedenheit mit Partizipation
und Demokratie

Eine im Kontext der Diskussion um die Zivil-
gesellschaft immer wieder formulierte Hypo-
these lautet, daß die Mitgliedschaft in Orga-
nisationen und Vereinen einen wesentlichen
Beitrag zum Sozialkapital einer Gesellschaft
leistet. In Tabelle 4 wird der Zusammenhang
zwischen sozialem Vertrauen und Mitglied-
schaft - beides Aspekte des Sozialkapitals -
dargestellt. Die Ergebnisse zeigen zumindest

für Westdeutschland, daß Mitglieder in Orga-
nisationen und Vereinen mehr soziales Vertrau-
en zeigen. Insgesamt gaben 20 Prozent der
Westdeutschen und 13 Prozent der Ostdeut-
schen an, daß man den meisten Menschen ver-
trauen kann. Entsprechendes sagen wiederum
23 Prozent der westdeutschen Personen, die
in mindestens einer Organisation oder einem
Verein Mitglied sind. Im Vergleich dazu äu-
ßern dies nur 17 Prozent der Nichtmitglieder.
Für Ostdeutschland zeigen sich die Differen-
zen im sozialen Vertrauen nach dem Mitglied-
schaftsstatus weniger deutlich als in West-
deutschland: Daß man den meisten Menschen
vertrauen kann, geben 12 Prozent der Mitglie-
der und 14 Prozent der Nichtmitglieder an. Die
simple Gleichsetzung von Mitgliedschaft und
einer entsprechenden Mehrung, Stabilisierung
oder Minderung des sozialen Kapitals greift
sicherlich zu kurz. Gegen die oftmals positive
Besetzung des Beteiligungsaspektes in freiwil-
ligen Vereinigungen läßt sich einwenden, daß
nicht jede Mitgliedschaft in einer Vereinigung
dem Gemeinwohl zwingend dienlich ist. Eine
differenzierte Analyse von Organisations-
zweck und -struktur wäre hier vonnöten.

Die Unzufriedenheit mit den Möglichkeiten
der politischen Partizipation und den demo-
kratischen Einrichtungen kann einerseits zu
politischer Apathie führen, andererseits ein
Antrieb sein, sich politisch zu engagieren, sei
es innerhalb der gegebenen Partizipationsmög-
lichkeiten oder vermittels unkonventioneller
Beteiligungsformen. In Graphik 1 ist die Zu-
friedenheit mit den Möglichkeiten der politi-
schen Betätigung und den demokratischen
Einrichtungen für Mitglieder, die in irgendei-
nem Verein oder Organisation organisiert sind,
dargestellt. Zusätzlich sind die Zufriedenheits-
werte für die Mitglieder von Parteien und von
Bürgerinitiativen aufgeführt. In West- und
Ostdeutschland sind Nichtmitglieder durch-
schnittlich unzufriedener mit den Möglichkei-

Tabelle 4: Mitgliedschaft, Politisches Interesse und Soziales Vertrauen, 1998

 Politisches Interesse1        Soziales Vertrauen2

  West Ost West Ost

Mit- Nicht- Mit- Nicht- Mit- Nicht- Mit- Nicht-
glieder mit- glieder mit- glieder mit- glieder mit-

glieder glieder glieder glieder

                                                                                                       in %

Insgesamt                32                         26                       20                         13
Gewerkschaft 47 30 38 25 22 20 10 14
Partei 82 30 79 24 28 20 17 13
Bürgerinitiative 74 31 57 26 38 20 24 13
Verein, darunter:
    Kirchlicher Verein 42 31 29 26 24 20 21 13
    Musik-/ Gesangverein 49 31 11 27 26 20 18 13
    Sportverein 37 30 24 27 22 19 12 14
Anderer Verein, Organisation 46 28 39 24 23 19 16 13

Kumuliert3 39 22 33 22 23 17 12 14

1 „sehr starkes“ und „starkes“ politisches Interesse.
2 Anteil der Befragten, die auf die Frage ‚Würden Sie sagen, daß man den meisten Menschen

vertrauen kann, oder sollte man lieber vorsichtig sein mit anderen‘, angegeben haben ‚Man kann
den meisten Menschen vertrauen‘.

3 Personen mit mindestens einer bzw. keiner Mitgliedschaft in allen Vereinen und Organisationen.

Datenbasis: Wohlfahrtssurvey 1998

Graphik 1: Zufriedenheit mit der politischen Beteiligung und den demokratischen
                   Einrichtungen 1998

Datenbasis: Wohlfahrtssurvey 1998
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ten der politischen Betätigung als Mitglieder.
Überdurchschnittlich zufrieden mit den poli-
tischen Partizipationsmöglichkeiten äußern
sich aber insbesondere Mitglieder von Partei-
en und Bürgerinitiativen. Zwischen den bei-
den politischen Betätigungsformen zeigen sich
allerdings Unterschiede bei der Zufriedenheit
mit den demokratischen Einrichtungen: So
sind Mitglieder von Bürgerinitiativen deutlich
unzufriedener mit den demokratischen Ein-
richtungen. Ebenso zeigen sich die Ostdeut-
schen weniger zufrieden mit den demokrati-
schen Einrichtungen als die Westdeutschen.
Dies reflektiert, daß einerseits die Unzufrie-
denheit mit den demokratischen Einrichtun-
gen nicht in Parteien, sondern in Bürgerinitia-
tiven aufgefangen werden kann, da in letzte-
ren eine zufriedenstellende Partizipationsform
gesehen wird. Andererseits kann, wie die nied-
rigen Zufriedenheitswerte der Nichtmitglieder
zeigen, davon ausgegangen werden, daß eine
Unzufriedenheit mit den Partizipationsmög-
lichkeiten und demokratischen Einrichtungen
eher zu politischer Apathie denn Engagement
führt.

Bewertung gesellschaftlicher Beteiligung
für die Integration

Einen weiteren Ansatzpunkt, den die Debatte
um die ‚Zivilgesellschaft‘ bietet, bezieht sich
auf die Frage, wie Prozessen der sozialen Ex-
klusion begegnet werden kann. Im Hinblick
auf die Erwerbsarbeit heißt das, wie die Inte-
gration anders als nur über den Markt vermit-
telt gestaltet werden kann (wie zum Beispiel
durch die Anerkennung von Haus- und Erzie-
hungsarbeit); in bezug auf die politische Be-
teiligung, wie eine Stärkung partizipatorischer

Elemente jenseits bloßer Stimmabgabe (wie
Bürgerbegehren) erfolgen kann; und letztend-
lich, wie neue und erweiterte Zugänge für die
Bürger zu wohlfahrtsrelevanten Leistungen
von nicht-staatlicher Seite (wie private Alters-
vorsorge) bereitgestellt werden können. Wie
wird aber nun die soziale und politische Be-
teiligung als Integrationsmechanismus im Ver-
hältnis zu anderen Lebensbereichen bewertet?
In Graphik 2 ist die Wichtigkeit ehrenamtli-
cher und politischer Betätigung in Relation zu
weiteren Lebensbereichen wie Gesundheit,
Familie und Beruf dargestellt.

In bezug auf die Reihenfolge in der Bewer-
tung der Lebensbereiche sind zwischen West-
und Ostdeutschland keine wesentlichen Un-
terschiede festzustellen. Weitaus mehr betont
wird aber in Ostdeutschland das Ausmaß der
Wichtigkeit von Gesundheit, Einkommen und
die berufliche Ausbildung für die Integration
in die Gesellschaft. Diesen drei Bereichen folgt
in der Wichtigkeit als zweite Gruppe der fa-
miliäre Bereich (eigene Familie/Kinder, Freun-
de) sowie der Bereich der Mobilität (Führer-
scheinbesitz, uneingeschränktes Leistungsver-
mögen). Die ehrenamtliche und politische
Betätigung wird in beiden Landesteilen als
weniger wichtig für die Integration in die Ge-
sellschaft erachtet. Sowohl für West- und Ost-
deutschland zeigt sich, daß je unmittelbarer der
Lebensbereich die Lebensverhältnisse der Per-
son tangiert, desto wichtiger wird er für die
Integration in die Gesellschaft eingeschätzt.

Wieviel soziale und politische Beteiligung ih-
rer Bürger es in einer demokratischen Gesell-
schaft bedarf, ist eine normativ zu beantwor-
tende Frage. Als problematisch muß sicherlich

angesehen werden, wenn ein einmal erreich-
tes Beteiligungspotential in der zeitlichen Ent-
wicklung abnimmt. Die vorgestellten Ergeb-
nisse weisen zumindest für Westdeutschland
nicht auf umfassende Einbrüche der Mitglied-
schaftsverhältnisse in Organisationen und Ver-
einen hin. Insgesamt erweisen sich diese - bei
60 Prozent Mitgliedern und 40 Prozent Nicht-
mitgliedern - in der zeitlichen Perspektive als
stabil. Kritisch zu betrachten ist dagegen die
Entwicklung in den neuen Bundesländern hin
zu einem umgekehrten Mitgliedschaftsverhält-
nis. Nimmt man die Beteiligung in politischen
Parteien und Bürgerinitiativen als Indikator für
die politische Integration, dann zeigen sich hier
zwar tendenziell Angleichungstendenzen, die
Vereinsmitgliedschaften als Maß für die so-
ziale Integration bleiben allerdings weit hin-
ter denen in Westdeutschland zurück. Dies gilt
aber gerade dort, wo der Mitgliedschaftssta-
tus eng mit dem politischen Interesse und dem
sozialen Vertrauen verknüpft ist.

1 Zum Dritten Sektor zählen unter anderem
Non-Profit-Organisationen, Stiftungen,
Vereine, Bürgerinitiativen, Gewerkschaften
sowie Selbsthilfe- und Umweltschutz-
gruppen.

Evers, Adalbert und Thomas Olk, Wohlfahrts-
pluralismus-Analytische und normativ-po-
litische Dimensionen eines Leitbegriffs, in:
ders. (Hrsg.), Wohlfahrtspluralismus. Vom
Wohlfahrtsstaat zur Wohlfahrtsgesellschaft.
S. 9-60. Opladen, 1996.

Immerfall, Stefan, Sozialkapital in der Bun-
desrepublik. Thesen zu Konzept und Grö-
ßenordnung, in: Kistler, Ernst, Noll, Heinz-
Herbert und Eckhard Priller (Hrsg.), Per-
spektiven gesellschaftlichen Zusammen-
halts. Empirische Befunde, Praxiserfahrun-
gen, Meßkonzepte. Berlin, 1999.

Putnam, Robert D., Bowling Alone: America’s
Declining Social Capital. Journal of
Democracy 6,1, 65-78, 1995.

Anke Schöb, ZUMA
Tel.: 0621/1246-113

Graphik 2:  Wichtigkeit sozialer und politischer Beteiligung als gesellschaftlicher
                     Integrationsmechanismus, 1998.

Anmerkung: Bewertung auf einer vierstufigen Skala von sehr wichtig, wichtig, weniger wichtig bis
unwichtig auf die Frage: Man kann ja das Gefühl haben in das normale gesellschaftliche Leben
integriert zu sein und dazuzugehören oder sich eher ausgeschlossen fühlen. Wie wichtig sind die
folgenden Merkmale ihrer Meinung nach, um in das gesellschaftliche Leben eingebunden zu sein?

Datenbasis: Wohlfahrtssurvey 1998
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Steigende Bedeutung der
Familie nicht nur in der Politik
Untersuchung zur Familie mit objektiven und subjektiven
Indikatoren

Der Familienpolitik wird von den großen Parteien im Bundestag eine zentrale Stellung in
den Wahlprogrammen zugewiesen, und die neue Bundesregierung hat bereits zu Jahresbe-
ginn das Kindergeld für das erste und zweite Kind erhöht und weitere Maßnahmen ge-
plant. In Artikel 6 des Grundgesetzes wird der Schutz von Ehe und Familie gefordert. Das
Bundesverfassungsgericht hat in seiner jüngsten familienpolitischen Entscheidung den
Gesetzgeber verpflichtet den Aufwand für Betreuung und Erziehung von Kindern generell
steuerfrei zu stellen. Dieses Urteil verpflichtet den Staat zu kostenträchtigen Maßnahmen.
In der Begründung heißt es: „Die Kinderbetreuung ist eine Leistung, die auch im Interes-
se der Gemeinschaft liegt und deren Anerkennung verlangt.“ Dem stehen demographi-
sche Tendenzen gegenüber, die auch Zweifel am hohen Stellenwert von Ehe und Familie in
der jüngeren Generation aufkommen lassen. Die Neigung zur Eheschließung, die Fertili-
tät, aber auch die Stabilität der Ehen hat in den letzen Jahrzehnten erheblich abgenom-
men - bei einer gleichzeitigen Ausweitung von Lebensformen neben Ehe und Familie.
Familiengründung und Kinderbetreuung steht in Konkurrenz mit beruflichen Zielen und
Freizeitaktivitäten. In diesem Beitrag wird die Lage der Familie in Ost- und Westdeutsch-
land acht Jahre nach der Wiedervereinigung und kurz vor dem Ende des Jahrhunderts
anhand objektiver und subjektiver Indikatoren auf Basis des Wohlfahrtssurveys 1998 un-
tersucht.

Wenige Familien mit Kleinkindern in
Ostdeutschland

Betrachtet man die Verteilung der erwachse-
nen Bevölkerung auf verschiedene Lebensfor-
men, so fällt auf, daß in Ostdeutschland der
Anteil von Verheirateten mit minderjährigen
Kindern nur knapp über 20 Prozent beträgt.
Obwohl auch in den alten Bundesländern die
Geburtenziffer ständig gesunken ist, liegt der
entsprechende Anteil von Ehepartnern mit
Kindern unter 18 Jahren mit 27% höher. Als
Folge der geringen Heirats- und Geburtenzah-
len in den neunziger Jahren ist in den neuen
Bundesländern der Anteil von Eltern in Kern-
familien mit Kindern unter sechs Jahren klein.
Das hat Auswirkungen auf andere Lebensbe-
reiche, wie z.B. auf die Nachfrage nach Kin-
derbetreuungseinrichtungen für Kleinkinder
und Schülerzahlen. Allerdings findet man in
den neuen Bundesländern einen höheren An-
teil von Alleinerziehenden und unverheiratet
zusammenlebenden Partnern mit Kindern als
in Westdeutschland. Auch wenn Kinder vor-
handen sind, ist in Ostdeutschland die Neigung
zur Eheschließung offensichtlich begrenzt.
Gesellschaftliche Legitimation oder auch nur
steuerliche Vorteile einer Heirat schaffen dem-
nach nur schwächere Anreize zur staatlich ge-
förderten Familiengründung als in den alten
Bundesländern. Nicht nur die Umwälzungen
im Rahmen des ostdeutschen Transformations-
prozesses, auch die unterschiedlichen Vorstel-
lungen zur Rolle der Frau in Ost und West
dürften zu der geringeren Heiratsneigung in
den neuen Bundesländern beitragen. Die kla-
re Orientierung hin zu einer durchgehenden
Erwerbstätigkeit von Frauen, die auch eine

Unabhängigkeit von der Versorgung durch den
Ehemann bedeutet, erleichtert offensichtlich
die Wahl einer Lebensform ohne Trauschein -
auch wenn Kinder vorhanden sind. Mit Aus-
bildungszeiten, die weit in das dritte Lebens-
jahrzehnt reichen und hohen Mieten auf dem
Wohnungsmarkt, entschlossen sich viele jun-
ge Erwachsene noch ledig im Elternhaus zu
bleiben. So leben etwa zehn Prozent der Er-
wachsenen in Ost- und Westdeutschland in
einer Kernfamilie mit volljährigen Kindern.
Das Problem der zunehmenden Alterung der
Gesellschaft hat nicht nur vielfältige Auswir-

kungen auf das Netz der sozialen Sicherung,
sondern auch auf individuelle Problemlagen,
z.B. nach dem Tod des Ehepartners. Verwit-
wet und allein leben sowohl in den alten als
auch in den neuen Bundesländern ca. 7 Pro-
zent der Personen ab 18 Jahren. Da Frauen eine
höhere Lebenserwartung haben als Männer
und Ehefrauen meist jünger sind als ihre Män-
ner, überwiegen ältere Frauen in dieser Le-
bensform. Die große Gruppe der Ehepaare
ohne Kinder im Haushalt von etwa 30 Pro-
zent in Ost und West ist dominiert von älteren
Befragten, deren Kinder das Elternhaus bereits
verlassen haben.

Die These zur Krise der Familie wurde in den
Medien immer wieder im Zusammenhang mit
der Ausbreitung sogenannter alternativer Le-
bensformen aufgegriffen. Mit dem Trend zu
einer höheren Ledigenquote hat vor allem der
Anteil von Frauen und Männern zugenommen,
der ledig und allein in einem Haushalt lebt.
Diese individualisierte Lebensform hat in den
alten Bundesländern auch Ende der neunzi-
ger Jahre noch eine größere Verbreitung als in
den neuen Bundesländern. Das Leben in
Wohngemeinschaften stellt in der Regel nur
eine kürzere Phase im jüngeren Erwachsenen-
alter, z.B. während der Studienzeit dar und fin-
det entsprechend auch weniger Verbreitung.

Familien mit Kindern überwiegend in
Wohneigentum

Die objektive Lebenssituation wird in starkem
Maße durch die Wohnbedingungen bestimmt.
Die Wohnqualität hat sich in den alten Bun-
desländern kontinuierlich und seit der deut-
schen Wiedervereinigung auch in den neuen
Bundesländern erheblich verbessert. Grundle-
gende Ausstattungen wie WC, Bad und auch
Zentralheizung sind überwiegend vorhanden.
Unterschiede zwischen verschiedenen Lebens-
formen gibt es vor allem hinsichtlich Woh-
nungseigentum und der Wohnfläche, die dem

Graphik 1: Lebensformen der deutschen Bevölkerung 1998

Datenbasis: Wohlfahrtssurvey 1998
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einzelnen zur Verfügung steht. Insgesamt ist
Wohnungseigentum in den alten Bundeslän-
dern verbreiteter als in den neuen Bundeslän-
dern. Einen überdurchschnittlich hohen Anteil
an Wohnungseigentum haben in West- und
Ostdeutschland Ehepaare mit und ohne Kin-
der im Haushalt, aber zumindest in West-
deutschland auch verwitwet Alleinlebende.
Mit eineinhalb Räumen pro Person ist sogar
in Ostdeutschland (West: 1,7) bezüglich der
Platzverhältnisse in den Wohnungen überwie-
gend ein hoher Standard zu verzeichnen. Vor
allem größere Haushalte müssen mit weniger
Wohnraum pro Kopf zurecht kommen. Älte-
re, verwitwete Frauen und Männer verfügen
dagegen über besonders viel Wohnraum, da
in der Regel die gemeinsame Wohnung nach
dem Tod des Ehepartners nicht aufgegeben
wird. Familien mit Kindern erreichen nicht die
Wohnqualität von Singles. Ihnen stehen so-
wohl in den alten als auch in den neuen Bun-
desländern durchschnittlich nur etwas mehr als
ein Raum pro Person zur Verfügung. Damit
ist allerdings ein Mindeststandard erreicht. Die
Wohnungszufriedenheit liegt insgesamt auf
hohem Niveau, wobei die Bewertungen in den
alten Bundesländer 0,6 Skalenpunkte über
denjenigen der neuen Bundesländern liegen.
Der hohe Anteil an Wohneigentum und die
hohe Wohnqualität findet bei verwitwet Allein-
lebenden und auch bei Ehepartnern ohne Kin-
der ihren Niederschlag in einer besonders ho-
hen Wohnungszufriedenheit.

Das Einkommen spielt eine Schlüsselrolle für
die Lebensqualität in verschiedenen Lebens-
bereichen. Die höchstrichterliche Entschei-
dung zum Familienlastenausgleich, aber auch
die erhebliche Zunahme des Anteils minder-
jähriger Sozialhilfeempfänger hat den Blick
auf die ökonomische Situation von Familien
gerichtet. Wenn an dieser Stelle auch keine
problemgruppenbezogene Analyse durchge-
führt wird, zeigen die relativen Einkommens-
positionen (Gesamtdurchschnitt = 100) die
ungünstige Einkommenssituation von Allein-
erziehenden und im Vergleich dazu die gün-

stige Einkommensposition von Ehepaaren
ohne Kinder im Haushalt. Dies drückt sich
auch in der subjektiven Bewertung aus. Eine
besonders geringe Zufriedenheit mit dem
Haushaltseinkommen findet man - vor allem
in Ostdeutschland - bei Alleinerziehenden und
unverheirateten Lebenspartnern mit Kindern.
Aber auch Geschiedene und getrennt Leben-
de in Einpersonenhaushalten äußern eine ge-
ringe Einkommenszufriedenheit. Hier ist ein
deutlicher Zusammenhang zwischen der ob-
jektiven Einkommenssituation und subjekti-
ven Bewertung zu erkennen. Etwas höher ist
bei den verschiedenen Lebensformen die Zu-
friedenheit mit dem materiellen Lebensstan-
dard, in die auch Bewertungen anderer mate-
rieller Bereiche, z.B. Wohnen, Kleidung und
Ernährung eingehen.

Eine andere Fragestellung betrifft die Ein-
schätzung der eigenen Positionen im Gefüge
gesellschaftlicher Gruppen. Bei der Einord-
nung zwischen oben und unten, zeigen die Be-
fragten eine ausgeprägte Tendenz, sich in mitt-
leren Bereichen einzuordnen. Auch Alleiner-
ziehende, die eine geringe Einkommenszufrie-
denheit haben, sehen sich mit 5,4 in den alten
und 4,9 in den neuen Bundesländern doch etwa
auf einer mittleren Position einer Skala von 0
(unten) bis 10 (oben). Geringe Zufriedenheit
mit dem Einkommen oder dem Lebensstan-
dard bedeutet demnach nicht, daß man sich
gesellschaftlichen Gruppen zuordnet, die un-
ten im sozialen Gefüge stehen.

Immer noch breite Akzeptanz der
Hausfrauenrolle in Westdeutschland

Beim Rollenverständnis von Frauen sind er-
hebliche Unterschiede zwischen den alten und
neuen Bundesländern zu erkennen. Ostdeut-
sche Frauen sind nicht nur stärker am Erwerbs-
leben beteiligt als westdeutsche, sie haben
diesbezüglich auch ein anderes Selbstver-
ständnis. So gibt es keinen nennenswerten
Anteil von ostdeutschen Frauen, die sich über-
haupt als Hausfrauen bezeichnen würden.
Obwohl auch jüngere westdeutsche Frauen
überwiegend über eine berufliche Qualifika-
tion verfügen, ist während der Erziehungspha-
se zumindest eine Unterbrechung der Erwerbs-
tätigkeit die Regel. Mehr als ein Fünftel der
Altersgruppe von 18 bis 38 Jahren in West-
deutschland gibt an Hausfrau zu sein. In den
höheren Altersgruppen sind es jeweils etwa
ein Drittel. Die Mehrzahl der Hausfrauen in
Westdeutschland akzeptiert auch diese Form
von Nichterwerbstätigkeit. Sogar in der jüng-
sten Altersgruppe geben immerhin 46% der
nichterwerbstätigen Frauen an, lieber Haus-

Tabelle 1: Wohnsituation in verschiedenen Lebensformen 1998

Anteile mit Anzahl der Zufriedenheit mit
Wohneigentum Räume pro der Wohnung1

Person
West Ost West Ost West Ost

% Ø
Insgesamt 52 37 1,7 1,5 8,2 7,6

Alleine, ledig oder getrennt 21 12 2,4 2,1 7,5 7,1
Alleine, verwitwet 55 30 3,1 2,6 8,9 8,2
Mit Lebenspartner 27 13 1,4 1,2 7,5 7,0
Ehepaare ohne Kinder 61 42 1,9 1,6 8,6 7,9
Ehepaare mit Kindern 60 46 1,2 1,1 8,2 7,6
Alleinerziehende 45 26 1,7 1,4 7,7 6,8
Sonstige 46 52 1,3 1,1 7,7 7,7

1 Skala von 0 “ganz und gar unzufrieden” bis 10 “ganz und gar zufrieden”.

Datenbasis: Wohlfahrtssurvey 1998

Tabelle 2: Materieller Lebensstandard und seine Bewertung in privaten Lebensformen

Relative Zufriedenheit mit Zufriedenheit Oben-unten
Einkommens- dem Haushalts- mit dem Skala3

position1 einkommen2 Lebensstandard2

West Ost West Ost West Ost West Ost
% Ø

Insgesamt 100 100 7,0 6,1 7,4 6,7 6,1 5,4
Alleine ledig 96 84 6,3 4,9 6,9 5,8 5,8 5,1
Alleine verwitwet 93 93 7,2 7,3 7,6 7,4 5,8 5,2
Allein getrennt 100 88 5,5 5,1 6,2 5,6 5,7 4,5
Mit Lebenspartner 116 105 6,5 5,8 7,0 6,5 6,2 5,7
Lebenspartner und Kinder 95 85 6,3 4,2 7,0 5,5 5,4 4,8
Ehepaare ohne Kinder 120 116 7,7 6,7 7,9 7,2 6,4 5,6
Ehepaare mit Kindern 86 103 7,0 6,2 7,3 6,9 6,1 5,5
bis 17 Jahre
Ehepaare mit Kindern 96 89 7,1 6,0 7,6 6,6 6,4 5,3
über 18 Jahre
Alleinerziehende 89 72 5,9 4,3 6,5 5,3 5,4 4,9
Sonstige 91 106 6,6 6,4 7,0 6,5 5,6 5,5

1 Verhältnis des Gruppendurchschnitts zum Gesamtdurchschnitt * 100.
2 Skala von 0 “ganz und gar unzufrieden” bis 10 “ganz und gar zufrieden”.
3 Selbsteinstufung auf Skala von 0-10 - 10 “Oben”, 0 “Unten” in der Gesellschaft.

Datenbasis: Wohlfahrtssurvey 1998
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frau zu sein als einer beruflichen Tätigkeit
nachzugehen, und etwa zwei Drittel glauben,
daß sie als Hausfrau voll beansprucht sind.
Auch fehlende Möglichkeiten für die Kinder-
betreuung werden häufig als Grund für Nicht-
erwerbstätigkeit bei Frauen angesehen. Erst
danach rangieren geringes Ausbildungsniveau
und fehlende Möglichkeiten eine geeignete
Arbeitsstelle zu finden.

Steigende subjektive Bedeutung der Familie
in Westdeutschland seit 1980

Der Familie wird in Deutschland, trotz aller
Diskussionen um Auflösungstendenzen, von
der Bevölkerung eine hohe Bedeutung zuge-
messen. 98 Prozent der Befragten erachten
1998 die Familie zumindest als „wichtig“ für
ihr Wohlbefinden und ihre Zufriedenheit (vgl.

Tabelle 3). Entgegen der Annahme eines zu-
nehmenden Bedeutungsverlustes, zeigt sich im
Zeitverlauf sogar eine zunehmende subjekti-
ve Wertigkeit der Familie. Während 1980 noch
68 Prozent der erwachsenen Bevölkerung in
Westdeutschland die Familie als „sehr wich-
tig“ einstuften, ist bis 1998 ein Anstieg um
mehr als 20 Prozent zu verzeichnen. In den
neuen Bundesländern sind ebenfalls seit 1993
bei jüngeren und älteren Befragten Änderun-
gen in die gleiche Richtung zu erkennen. Die-
se Entwicklung steht der These eines Bedeu-
tungsverlustes der Familie entgegen. Mit der
gestiegenen subjektiven Bedeutung dürften
sich allerdings auch die Ansprüche an die Ehe
erhöht haben, die dann in vielen Fällen der
Realität nicht entsprechen. Daraus resultieren-
de Unzufriedenheiten in Partnerschaften könn-
ten auch zur Erklärung der sinkenden Bereit-
schaft zur Heirat und auch zur Abnahme der
Ehestabilität beitragen.

Weniger Konflikte zwischen Jung und Alt in
den alten Bundesländern

Spannungen und Konflikte in Familien, z.B.
zwischen Eltern und Kindern können durch-
aus weitreichende gesellschaftliche Folgen
haben. Vor dem Hintergrund der Verteilungs-
problematik von Ressourcen in einer älter
werdenden Gesellschaft, wie sie z.B. bei der
Finanzierung der Renten zutage tritt, stellt sich
auch die Frage, ob in der Bevölkerung Kon-
flikte zwischen älteren und jüngeren Men-
schen wahrgenommen werden. Noch Ende der
sechziger Jahre äußerten sich Konflikte zwi-
schen den Generationen sehr drastisch in ver-
schiedenen Erscheinungsformen der Studen-
tenbewegung. Im Zusammenhang mit der un-
bewältigten Vergangenheit der Elterngenera-
tion im Nationalsozialismus, wurde die gesam-
te politische Ordnung in Frage gestellt. Zum
Ende der neunziger Jahre zeigt sich, daß die
überwiegende Mehrheit der Bevölkerung nur
schwache oder gar keine Konflikte zwischen
den Generationen wahrnimmt (vgl. Tabelle 4).
3 Prozent in Westdeutschland und 4 Prozent
in Ostdeutschland gaben an, daß es „sehr star-
ke“ oder „ziemlich starke“ Konflikte zwischen
Jungen und Alten gibt. Im Gegensatz zu 1998
war zwanzig Jahre zuvor die Konfliktwahrneh-
mung in den alten Bundesländern noch erheb-
lich stärker. Fast zwei Drittel der Bevölkerung
gaben damals an, daß es „sehr starke“ oder
„ziemlich starke“ Konflikte zwischen Jungen
und Alten gäbe. Die grundlegende Wahrneh-
mungsänderung ist über die verschiedenen
Altersgruppen hinweg zu beobachten. Dies ist
nicht zuletzt ein Ausdruck dafür, daß in den
westdeutschen Familien dissonante Einstellun-
gen zwischen Eltern- und Kindergenerationen
in den letzten beiden Jahrzehnten erheblich
abgenommen haben.

Niedriges Zufriedenheitsniveau bei
Geschiedenen und getrennt Lebenden

Der Familie kommt nicht nur in der Einschät-
zung der Bevölkerung eine zentrale Bedeutung
zu, sie wird auch, wie Ehe und Partnerschaft,

Graphik 2: Gründe für Hausfrauentätigkeit in Westdeutschland 1998

Angaben von nichterwerbstätigen Hausfrauen
Datenbasis: Wohlfahrtssurvey 1998

Tabelle 3: Wichtigkeit von Familie sowie von Liebe und Zuneigung nach Altersgruppen

Westdeutschland Ostdeutschland
sehr wichtig wichtig sehr wichtig wichtig

1980 1984 1988 1993 1998 1998 1993 1998 1998
                                                                                             in %
Familie, insgesamt 68 73 73 76 80 18 82 85 13
Altergruppen
18-30 Jahre 67 70 68 70 74 22 75 81 16
31-45 Jahre 76 81 83 82 85 14 87 87 12
45-60 Jahre 72 77 78 82 82 17 89 85 14
61 Jahre und älter 55 64 65 72 76 23 77 86 13

Liebe und Zuneigung, 60 69 68 71 73 26 73 71 26
insgesamt
Altergruppen
18-30 Jahre 68 77 75 81 73 27 84 73 25
31-45 Jahre 65 77 77 77 80 19 70 73 24
45-60 Jahre 61 64 69 70 72 28 74 69 30
61 Jahre und älter 44 54 53 57 64 34 64 71 26

Datenbasis Wohlfahrtssurveys 1980, 1984, 1988, 1990-Ost, 1993, 1998

Tabelle 4: Wahrnehmung von Konflikten zwischen Jungen und Alten

                                                West                                                  Ost
Sehr starke Ziemlich Eher Sehr starke Ziemlich Eher

starke schwach starke schwach
bis keine bis keine

1998 3 23 74 4 23 73
1978 16 48 37

Datenbasis: Wohlfahrtssurveys 1978, 1998
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Tabelle 5: Subjektives Wohlbefinden in verschiedenen Lebensformen

Zufriedenheit Zufriedenheit Allgemeine Leben im
 mit dem  mit der Ehe/ Lebens- Augenblick sehr

Familienleben1 Partnerschaft1 zufriedenheit1 glücklich2

West Ost West Ost West Ost West Ost
                                                                                            Ø                                                      %
Insgesamt 8,5 8,6 8,8 8,9 7,7 7,3 20 16
Alleine ledig - - - - 7,3 6,6 12 16
Alleine verwitwet - - - - 7,5 7,2 10 6
Allein getrennt - - - - 6,6 6,1 11 5
Mit Lebenspartner 8,7 8,4 8,8 8,6 7,7 7,5 27 26
Lebenspartner und Kinder 8,0 8,2 8,3 8,5 7,5 7,0 13 13
Ehepaare ohne Kinder 8,8 8,8 8,8 9,0 8,0 7,6 24 18
Ehepaare mit Kindern 8,4 8,3 9,0 8,4 7,9 7,8 25 25
unter 5 Jahren
Ehepaare mit Kindern 8,4 8,6 8,7 8,9 7,8 7,3 22 15
bis 6-17 Jahre
Ehepaare mit Kindern 8,8 9,0 8,9 9,2 8,1 7,3 18 15
über 18 Jahre
Alleinerziehende 8,0 7,7 - - 7,2 6,3 6 9
Wohngemeinschaften 8,2 7,8 8,4 8,2 7,5 7,4 26 19
Sonstige 8,2 8,5 8,8 9,2 7,2 7,7 7 31

1 Skala von 0 “ganz und gar unzufrieden” bis 10 “ganz und gar zufrieden”.
2 Anteile “sehr glücklich” auf die Frage: “Ist Ihr Leben im Augenblick sehr glücklich, ziemlich

glücklich, ziemlich unglücklich oder sehr unglücklich”.

Datenbasis: Wohlfahrtssurvey 1998

mit einer hohen Zufriedenheit bewertet (vgl.
Tabelle 5). Die Zufriedenheit mit der Familie
ist bei unverheirateten Partnern, Ehepaaren
ohne Kinder und auch bei Ehepaaren mit Kin-
dern über achtzehn Jahren am höchsten. Das
weist darauf hin, daß in Erziehungsphasen die
Familienzufriedenheit etwas absinkt. In ande-
ren familialen Lebensformen ist die Famili-
enzufriedenheit etwas niedriger. Daneben
kann die allgemeine Lebenszufriedenheit als
übergreifendes Zufriedenheitsmaß interpre-
tiert werden. Vor allem Männer und Frauen,
die geschieden sind oder getrennt vom Part-
ner leben, haben eine niedrige Lebenszufrie-
denheit mit durchschnittlich 6,6 in West-
deutschland und 6,1 in Ostdeutschland. Bei
verwitweten Menschen liegt die Lebenszufrie-
denheit nur wenig unter dem Gesamtdurch-
schnitt. Das hängt mit Anpassungsprozessen
an die neue Lebenssituation zusammen. Nach
dem Tod des Ehepartners, aber auch nach
Trennungen, sinkt die Lebenszufriedenheit
deutlich ab, steigt aber nach wenigen Jahren
wieder an, was zu einem insgesamt eher mitt-
leren Zufriedenheitsniveau führt (vgl. Weick
1997: 306ff). Dennoch leiden verwitwete
Menschen häufig unter spezifischen Beein-
trächtigungen des subjektiven Wohlbefindens,
vor allem an Einsamkeit. Auch bei „Singles“
liegt das Zufriedenheitsniveau unter dem
Durchschnitt. Bei ihnen ist die Lebenszufrie-
denheit sogar niedriger als bei verwitweten
Männern und Frauen. Während die Lebens-
zufriedenheit stärker eine kognitive Bewer-
tung ist, stellt die Frage nach Glück mehr af-
fektive Komponenten in den Vordergrund.
Untersucht wird die positive Ausprägung „sehr
glücklich“ einer vierstufigen Skala. Auch hier
fallen Unterschiede zwischen den Lebensfor-
men auf. Unverheiratet Zusammenlebende
geben besonders häufig an, ihr Leben sei im
Augenblick sehr glücklich. Bei verwitweten
und getrennt lebenden Personen sowie bei Al-
leinerziehenden sind die Anteile derjenigen,
deren Leben sehr glücklich ist, durchweg ge-

ring. Daß hohe Zufriedenheit nicht unbedingt
auch großes Lebensglück bedeuten muß, wird
besonders bei Ehepaaren mit Kindern über 18
Jahren im Haushalt deutlich. Obwohl sie die
höchste Lebenszufriedenheit äußern, liegt der
Anteil derjenigen, die sehr glücklich angeben,
niedriger als in der Gesamtbevölkerung. Meist
sind hohe Lebenszufriedenheit und Glück aber
gleichzeitig anzutreffen. Die zunehmende Be-
deutung der Familie in der politischen Diskus-
sion hat ihre Entsprechung auch in einem ge-
stiegenen subjektiven Stellenwert in der Be-
völkerung. Neben den wichtigen gesellschaft-

lichen Funktionen, die die Familie erfüllt, bil-
det sie auch eine Voraussetzung für ein hohes
subjektives Wohlbefinden.

Weick, S. (1997).: Querschnitt- und
Längsschnittdaten in der Sozialbericht-
erstattung. In H.-H. Noll (Hrsg.),
Sozialberichterstattung in Deutschland.
Weinheim 1997, S. 294-311.

Stefan Weick, ZUMA
Tel.: 0621/1246-245
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Es gehört zu den besonderen Herausforderungen für die sozialwissenschaftliche Forschung, den sich seit der Öffnung
der Berliner Mauer vollziehenden Wandel der Lebensverhältnisse in Deutschland auf einer zuverlässigen Datenbasis
differenziert zu beobachten und zu analysieren. Mit den Instrumentarien der gesellschaftlichen Dauerbeobachtung und
Sozialberichterstattung werden dazu wichtige Beiträge geleistet. Mit dieser Konferenz setzt die Sektion ihre Veranstal-
tungsserie zu diesem für die Gesellschaftspolitik zentralen Thema fort. 10 Jahre nach dem Fall der Mauer soll  versucht
werden, auf der Basis repräsentativer Erhebungsprogramme der empirischen Sozialforschung und der amtlichen Stati-
stik eine Bilanz zu ziehen und die Frage zu beantworten, inwieweit es bisher gelungen ist, „gleichwertige Lebensverhält-
nisse“ zu schaffen oder ob mit bleibenden Ungleichheiten zu rechnen ist.

Die Konferenz wird in Zusammenarbeit mit der Abteilung Sozialstruktur und Sozialberichterstattung des Wissenschafts-
zentrums Berlin für Sozialforschung durchgeführt.

Vortragswünsche in Form eines 1-seitigen Abstracts (bis zum 23. August), sowie Anfragen und Anmeldungen (bis zum
10. Oktober) bitte an:

Dr. Heinz-Herbert Noll (e-mail: noll@zuma-mannheim.de)
ZUMA, Postfach 122155, 68072 Mannheim
oder
Dr. Roland Habich (e-mail: rhabich@medea.wz-berlin.de)
WZB, Reichpietschufer 50, 10785 Berlin
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